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Sachverhalt:

A.

A.a Der Verein "FMH Verbindung der schweizerischen Arztinnen und
Arzte" (im Folgenden: FMH) ist im Handelsregister des Kantons Bern
eingetragen und verfolgt den Zweck, die schweizerische Arzteschaft in
gesamtschweizerischen Angelegenheiten gegenüber der Bevölkerung,
den Behörden und weiteren lnstitutionen zu vertreten. Als Berufsver-
band der diplomierten Arztinnen und Arzte setzt er sich gemäss Han-
delsregister für ein effizientes und patientenbezogenes Gesundheits-
wesen ein.

A.b Die FMH setzte per 1. Juri 1997 eine seither mehrfach aktualisier-
te standesordnung in Kraft, welche das Verhalten von Arztinnen und
Arzten gegenüber Patientinnen und patienten regelt. zur Konkretisie-
rung der ärztlichen Verhaltenspflichten verweist die Standesordnung in
Art. 18 der Fassung aus dem Jahr 2e2B aut die Richilinien der schwei-
zerischen Akademie der Medizinischen wissenschaften (sAMW). un-
ter anderem werden die Richtlinien "Betreuung und Behandlung von
Menschen mit Demenz", "Feststellung des Todes im Hinblick auf or-
gantransplantation und Vorbereitung der organentnahme", "Zwangs-
massnahmen in der Medizin", "Palliative care" und "umgang mit ster-
ben und Tod" für anwendbar erklärt.

A.c Eberhard Aebischer (geboren 1936) leidet an einem metastasie-
renden nicht-kleinzelligen Bronchuskarzinom sowie an einem pan-
kreaskarzinom. Mit Eingabe vom 17. Februar 2023 stellte er beim Ge-
sundheitsamt der Gesundheits-, sozial- und lntegrationsdirektion des
Kantons Bern (GSl) ein Gesuch mit folgenden Anträgen:

"1. Es sei dem Gesuchsteller seitens der zuständigen Amtsstelle folgendes
schriftlich zu bestätigen:

a) Die Amtsstelle nimmt Kenntnis davon, dass der Gesuchsteller für sich in

Bezug auf die Zukunft und beliebige Arzte, sämtliche sAMW-Richflinien, wel-
che ethische Forderungen und/oder Postulate enthalten, gültig abgewählt hat,

und dass diese demzufolge für seine medizinischen Behandlungen im Kanton
Bern nicht angewendet werden dürfen.

b) Dem Gesuchsteller wird bestätigt, dass aus der blossen Nichtbeachtung
von SAMW-Richtlinien durch im Kanton Bern praktizierende FMH-Mitglieder
sich keine aufsichtsrechtlichen verfahren gegen und Sanktionierungen von

FMH-Mitgliedern ergeben.
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3. (..,)"

B.

Mit Verfügung vom 27. März 2oz3 tral das Gesundheitsamt auf das
Gesuch von Eberhard Aebischer mit der Begründung nicht ein, dass
weder es selbst noch eine andere Behörde für dessen Behandlung zu-
ständig sei. Hiergegen gelangte Eberhard Aebischer mit Beschwerde
an die GSl, welche die Verfügung des Gesundheitsamts mit Entscheid
vom 4. september 2023 bestätigte. Eine gegen den Beschwerde-
entscheid der GSI gerichtete Beschwerde wies das verwaltungsgericht
des Kantons Bern - nachdem das Bundesgericht eine von Eberhard
Aebischer am 20. Februar 2024 erhobene Rechtsverweigerungs- und
Rechtsverzögerungsbeschwerde gutgeheissen hatte (urteil
2c-11912024 vom 1 . März 2024) - mit urteil vom 1i . März 2024 ab.

c.
Mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten vom g. April
2024 verlangt Eberhard Aebischer im Hauptantrag die Aufhebung des
vorinstanzlichen Entscheids und eine inhaltliche Beurteilung seines
Gesuchs durch das Bundesgericht. lm Eventualantrag verlangt er die
Aufhebung des vorinstanzlichen Entscheids und die Rückweisung der
streitsache an die GSI bzw. ans Gesundheitsamt mit der weisung, auf
sein Gesuch vom 17. Februar 2023 einzutreten.

ln prozessualer Hinsicht beantragt Eberhard Aebischer, dass ihm die
in seinem Gesuch vom 17. Februar 2023 verlangten Bestätigungen für
die Dauer des bundesgerichtlichen Verfahrens auszusteilen seien (Ge-
such um vorsorgliche Massnahmen) sowie dass seine Beschwerde be-
schleunigt und in der gleichen "Gerichtsbesetzung" behandelt werde
wie jene im Verfahren 2C_11912024.

Mit Präsidialverfügung vom 11. April 2024 wies das Bundesgericht das
Gesuch um vorsorgliche Massnahmen ab.

Die GSI hat darauf verzichtet, eine Vernehmlassung einzureichen. Das
Verwaltungsgericht des Kantons Bern beantragt die Abweisung der
Beschwerde. Das Gesundheitsamt hat sich nicht vernehmen lassen.
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Erwägungen:

1

Die frist- (Art. 100 Abs. 1 BGG) und formgerecht (Art.42 BGG) einge-
reichte Beschwerde betrifft eine Angelegenheit des öffenilichen Rechts
(Art. 82 lit. a BGG) und richtet sich gegen ein kantonal letztinst anzli-
ches (Art. 86 Abs. 1 lit. d BGG) sowie verfahrensabschliessendes
(Art. 90 BGG) Urteit eines oberen Gerichts (Art. s6 Abs.2 BGG). so-
dann ist der Beschwerdeführer zur Erhebung des vorliegenden
Rechtsmittels legitimiert (Art. g9 Abs. 1 BGG). Auf die Beschwerde ist
folglioh einzutreten.

2.

Der Beschwerdeführer beantragt, dass über die Beschwerde in der
gleichen Besetzung entschieden werde wie im Verfahren
2c-11912024. Dieser Antrag ist abzuweisen. Ans Bundesgericht ge-
langende Rechtssuchende haben die Möglichkeit, den Ausstand von
Gerichtspersonen zu verlangen (vgr. Art. 36 i.V.m. Art. 34 BGG); abge-
sehen davon fällt die spruchkörperbildung in die alleinige Zuständig-
keit und Verantwortung der Abteilungspräsidentin oder des Abteilungs-
präsidenten bzw. des präsidierenden Abteilungsmitglieds (Art. 40
Abs. 1 BGerR), die oder der sich dabei insbesondere an den in Art. 40
Abs. 2 BGerR genannten Kriterien orientiert. Art. 40 Abs. g BGerR hält
zwar fest, dass konnexe Fälle in der Regel vom gleichen spruchkörper
beurteilt werden; darauf besteht allerdings kein Rechtsanspruch.

3.

3.1 Mit der Beschwerde in öffentlich-rechilichen Angelegenheiten kann
namentlich die Verletzung von Bundes- und Völkerrecht gerügt werden
(Art. 95 lit. a und b BGG). Das Bundesgericht wendet das Recht von
Amtes wegen an (Art. 106 Abs. 1 BGG), prüft jedoch unter Berücksich-
tigung der allgemeinen Rüge- und Begründungspfticht (Art. 42 Abs. 1

und 2 BGG) nur die geltend gemachten Vorbringen, sofern weitere
rechtliche Mängel nicht geradezu offensichilich sind (BGE 1421 1gs
E. 1.5 mit Hinweis). Mit Blick auf die Verletzung von Grundrechten gilt
eine qualifizierte Rüge- und substanziierungspflicht (Art. 106 Abs.2
BGG; BGE 147 173 E.2.1 mit Hinweisen). ln der Beschwerde ist mit-
hin klar und detailliert anhand der Erwägungen der Vorinstanz darzule-
gen, dass und inwiefern deren urteil die angerufenen Grundrechte ver-
letzt (vgl, BGE 142 ll 369 E.2.1 mit Hinweis).

3.2 Die Verletzung kantonalen Gesetzesrechts stellt vor Bundesge-
richt, von hier nicht in Betracht fallenden Ausnahmen abgesehen, kei-
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nen zulässigen Beschwerdegrund dar (vgl. Art. gs BGG). Die unrichti-
ge Anwendung kantonalen Rechts kann grundsätzlich nur über das
willkürverbot erfasst werden (BGE 1461 11 E. 3.1.3; vgl. auch
BGE 1341 153 E. 4.2.2). Frei prüft das Bundesgericht hingegen, ob
eine kantonale Behörde in Anwendung kantonalen Rechts eine
formelle Rechtsverweigerung beging (BGE 144r 1g4 E.3.1; urteir
2c-98812022 vom 7. November 2o2g E.5.3.2; vgr. auch
BGE 149 il 209 E.4.2).

Eine formelle Rechtsverweigerung und damit eine Verletzung von
Art. 29 Abs. 1 BV liegt insbesondere vor, wenn eine Behörde auf eine
ihr unterbreitete sache nicht eintritt bzw. diese nicht materiell behan-
delt, obschon sie - weil die Eintretensvoraussetzungen erfüllt sind -
dazu verpflichtet wäre (vgl. urteile zc_go/2023 vom 6. Februar zoz4
E. 6.1 ;2c-910/2022 vom 8. Januar zo24 E. 4.1.1,je mit Hinweisen).

3.3 Das seitens des Beschwerdeführers beim kantonalen Gesund-
heitsamt gestellte Gesuch vom 17. Februar 2023 ist ein Gesuch um
Erlass einer Verfügung. Die Frage, ob der Beschwerdeführer hinsicht-
lich der von ihm verlangten behördlichen Bestätigungen einen An-
spruch auf eine Verfügung hat, ist in erster Linie nach Massgabe des
kantonalen Verfahrensrechts zu beantworten. Das vorliegend streitge-
genständliche Nichteintreten des Gesundheitsamts auf das Verfü-
gungsgesuch des Beschwerdeführers erfolgte dementsprechend ge-
stützt auf das kantonalbernische Gesetz vom 23. Mai 19g9 über die
verwaltungsrechtspflege (vRpGiBE), insbesondere auf dessen
Art. 20a Abs. 2 (e contrario). Hieran ändert der umstand nichts, dass
im Kanton Bern mit Blick auf die Konturierung des (materiellen) Verfü-
gungsbegriffs auf die bundesrechtliche Legaldefinition gemäss Art. 5
Abs. 1 VwvG abgestellt wird (vgl. dazu E.3.1 des angefochtenen ur-
teils).

3.4 Der Beschwerdeführer legt anhand der von der Vorinstanz ange-
stellten Überlegungen ausführlich dar, inwiefern die unterbliebene ma-
terielle Prüfung seines Gesuchs nach seiner Einschätzung (auch) sei-
ne Verfahrensrechte gemäss den Art.29ff. BV sowie Art.6 und 13
EMRK verletzt. Er macht damit in einer den Anforderungen von
Art. 106 Abs.2 BGG (E.3.1 hiervor) genügenden weise eine formelle
Rechtsverweigerung geltend. ob eine solche vorliegt, prüft das Bun-
desgericht - wie gesehen (E. 3.2 hiervor) - frei, d.h. nicht bloss unter
dem Blickwinkel des Willkürverbots.
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4.

Angefochten ist der Entscheid vom 11. März 2024, mit welchem das
kantonale Verwaltungsgericht den Nichteintretensentscheid des Ge-
sundheitsamts bzw. den daraufhin ergangenen abschlägigen Rechts-
mittelentöcheid der GSI schützte. Der streitgegenstand (vgl. zum Be-
griff BGE 136 ll 165 E.5; 136 | 4SZ E.4.2; Urteit 8C_89412021 vom
6. Juli 2021 E.1.1)vor Bundesgericht umfasst daher einzig die Frage,
ob die kantonalen lnstanzen auf das Gesuch vom 17. Februar 2o2s
hätten eintreten müssen.

5.

Das Gesuch des Beschwerdeführers vom 17. Februar 2023 ist un-
strittig als Gesuch um Erhalt einer Feststellungsverfügung zu qualifi-
zieren. Fraglich ist, ob der Beschwerdeführer Anspruch auf eine solche
Verfügung hat.

5.1 Die Vorinstanz erwog, dass dem Beschwerdeführer schon deshalb
kein Anspruch auf die von ihm verlangte Feststellungsverfügung zu-
komme, weil kein feststellbares Rechtsverhältnis vorliege. Zwar sei
nicht ausgeschlossen, dass das Gesundheitsamt die vom Beschwer-
deführer anbegehrten Feststellungen als aufsichtsrechtliche Anordnun-
gen gegenüber der im Kanton Bern tätigen Arzteschaft erlässt, und
zwar auch in Bezug auf privatrechtliche Behandlungsverhältnisse mit
dem Beschwerdeführer (vgl. E.3.2.4 des angefochtenen urteils). Da
die beantragten Feststellungen jedoch für sämiliche der Aufsicht des
Gesundheitsamts unterstehenden Arztinnen und Arzte und für alle
kunftigen Behandlungsverhältnisse zwischen einzelnen unter ihnen
und dem Beschwerdeführer gelten sollen, fehle es an einem genügend
bestimmten oder bestimmbaren Anordnungsobjekt (vgl. E.4.2-4.4 des
angefochtenen Urteils). lm Übrigen sei ein schutzwürdiges Fest-
stellungsinteresse des Beschwerdeführers zumindest nicht evident; die
Rechtsunsicherheit hinsichtlich der genauen Tragweite der medizin-
ethischen Richtlinien der SAMW dürfte ein solches lnteresse jedenfalls
noch nicht begründen (vgl. E. 4.5 des angefochtenen Urteils).

5.2 Soweit er sich mit seinen Vorbringen im Rahmen des Streitgegen-
stands (E. 4 hiervor) bewegt, rügt der Beschwerdeführer, die Vorin-
stanz habe in rechtsfehlerhafter Weise verkannt, dass er als Ausfluss
seines Patientenrechts auf Selbstbestimmung - deren Sicherstellung
er angesichts der von FMH und SAMW geschürten "illegalen Rechts-
unsicherheit" mit seinem Gesuch bezwecke - einen grund- bzw. men-
schenrechtlichen Anspruch auf den Erlass der von ihm verlangten Ver-
fügung habe. Durch ihre Weigerung, seinem Selbstbestimmungsrecht
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zum Durchbruch zu verhelfen, habe die vorinstanz auch sein Recht
auf ein faires Verfahren gemäss Art. 6 EMRK sowie sein Recht auf ei_
ne wirksame Beschwerde gemäss Art. 13 EMRK verletzt. Hinsichtlich
der Frage, ob der Gegenstand seines verfügungsgesuchs genügend
bestimmt ist, um verfügt werden zu können, macht der Beschwerde-
führer sodann geltend, es sei gerade vor dem Hintergrund seiner vul-
nerablen situation überspitzt formalistisch, von ihm zu verlangen, be-
züglich der Arzte, die ihn in Zukunft medizinisch behandeln werden,
und der Natur dieser Behandlungen präzisere Angab en zu machen. Es
gebe diverse Richtlinien der SAMW, die auf ihn als schwerkranken
Menschen unmittelbare Auswirkungen haben könnten und er wolle sie
allesamt rechtsverbindlich abwählen; ob er dies könne, sei keine ab-
strakte Rechtsfrage, sondern ein ganz konkreter sachverhalt. Müsste
er vor jeder Behandlung auf spezifische Gehalte der SAMW-Richilinien
gerichtete Abwahlerklärungen vornehmen und behördlich prüfen
lassen, würde dies faktisch zu einer Aushebelung seines selbstbe-
stimmungsrechts führen. schliesslich habe er an der Feststellung der
Verbindlichkeit seiner "Abwahl" ein rechilich geschütztes lnleresse:
Die unklare Rechtsnatur der sAMW-Richflinien löse bei der Arzte-
schaft die Bef ürchtung aus, aufsichts- und/oder vereinsrechtlich
sanktioniert zu werden, wenn sie den Behandlungswillen des Be-
schwerdeführers respektieren, was einen ihn direkt betreffenden sog.
"chilling effect" zur Folge habe. Die behördenseitige Eindämmung die-
ses Effekts sei umso wichtiger und dringlicher, als die FMH (der 95%
der Arztinnen und Arzte in der Schweiz angehören) und die sAMW die
Rechtsverbindlichkeit ihrer rechts- und demokratiewidrigen "Zwangs-
ethik" aktiv kolportieren würden. Verbindliche Rechtsnormen könne in
einem Rechtsstaat nur der Gesetzgeber erlassen.

6.

Die vom Bundesgericht frei zu prüfende Frage (E. 3.4 hiervor), ob An-
spruch auf eine Feststellungsverfügung besteht, ist anhand der von
Lehre und Rechtsprechung herausgearbeiteten Kriterien zu beantwor-
ten.

6.1 Verfügungen zielen als einseitige Akte verwaltungsbehördlicher
Rechtsanwendung darauf ab, einen konkreten Lebenssachverhalt ge-
stützt auf öffentliches Recht verbindlich zu regeln. Die entsprechende
Regelung kann entweder gestaltend oder feststellend und entweder
nur für ganz bestimmte Personen (lndividualverfügung) oder für eine
immerhin nach spezif ischen Merkmalen bestimmbare Vielzahl an
Adressaten (Allgemeinverfügung) verbindlich sein (vgl. zum Ganzen
Urteile 2C_60312023 vom 21. Februar 2024 E. S.3; 7C_STSl20Z2 vom
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5' Juli 2023 E.4.2.1 mit Hinweisen; TscsANNEN / Mur_r_en / Kenru, Allge-
meines Verwaltungsrecht, b. Aufl. 2022, N. 639 ff., 6s3 ff., 6g2 ff.; zu
den strukturmerkmalen der Ailgemeinverfügung auch DnrurerR
Tnunruuenn, Die Allgemeinverfügung, in: Brennpunkt,'Verfügun g,', 2022,
s. 166 ff .). Der zu regelnde sachverhalt muss aber auf jeden Fall hin-
länglich konkretisiert sein; es muss mithin klar sein, welche Rechte
und/oder Pflichten begründet, geändert, aufgehoben oder festgestellt
werden sollen. Beansprucht eine staatliche Anordnung für eine unbe-
stimmte Vielzahl an Adressaten und ratbeständen Verbindlichkeit, d.h.
ohne Rücksicht auf einen Einzelfall, handelt es sich bei ihr um einen
Erlass bzw. Rechtssatz (urteil 9c_s7sl2o22 vom 5. Juli 2ozg E. 4.2.2
mit Hinweisen).

6.2 Nach der Praxis des Bundesgerichts zu Art. 2s VwVG setzt der Er-
lass einer Feststellungsverfügung im wesentlichen voraus, dass die
gesuchstellende Person ein rechtliches oder tatsächliches sowie aktu-
elles und praktisches lnteresse an der Feststellung des Bestehens
oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses hat (BGE 146 v 3g
E.4.2; urteil 2c-35712020 vom 20. August 2o2o E.3.4.1 mit Hinwei-
sen). lm Kanton Bern, dessen allgemeine Verfahrensordnung keine
das Feststellungsverfahren regelnden Bestimmungen enthält, gilt
Art. 25 VwVG analog (vgl. Mnnr<us MüLLen, in: Kommentar zum Gesetz
über die Verwaltungsrechtspflege im Kanton Bern, 2. Aufr. 2020, N. 72
zu Art. 49 VRPG/BE).

6.3 obschon sich die Feststellungsverfügung auf eine konkretisierte
sachlage beziehen muss (E. 0.1 hiervor), kann sie einen zukünftigen
Sachverhalt bzw. künftige Anwendungsfälle umfassen. Voraussetzung
ist, dass der sachverhalt bereits hinreichend bestimmt ist (vgl.
BGE 135 ll 60 E.3.3.3; 131 ll 13 E.2.2; Grccon BncHl,rnruN, Die Fest-
stellungsverfügung, in: Brennpunkt "Verfüguflg", 2022, S. 1Sg f.; Dens.,
Anspruch auf Verfahren und Entscheid, 2019, S.37 Fn. 178; lsReeLle

HArueR, in: Praxiskommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz,
3.Aufl. 2023, N. 16 zu Art.25 VwVG). Die Abgrenzung des Rechts-
schutzinteresses gestaltet sich bei in die Zukunft gerichteten Fest-
stellungsbegehren bisweilen schwierig (HAuen, a.a.O., N. 16 zu Arl.23
VwVG). Jedenfalls darf die Feststellungsverfügung nicht dazu dienen,
eine bloss theoretische oder abstrakte Rechtsfrage zu klären (BGE
137 ll 199 E. 6.5; vgl. auch RHrr'row / Korlrn / Krss / Tnunrusenn / BnüHl-
MosrR, Öffentliches Prozessrecht, 4. Aufl.2Q21, N. 1281).

6.4 Ein schutzwürdiges lnteresse an der Feststellung eines künftigen
Rechtsverhältnisses ist gegeben, wenn dem Gesuchsteller die Fort-
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dauer der ungewissheit unter den gegebenen umständen nicht zumut-
bar ist, weil sie ihn in seiner Entscheidungsf reiheit einschränkt
(BGE 142V 2 E. 1.1 mit Hinweisen; Urteite 1c_11612021 vom
1 . Februar 2022 E.5; 2c_60812017 vom 24. August 201g E. 6.3). Von
einer unzumutbaren Ungewissheit ist insbesondere dann auszugehen,
wenn die Entscheidungsfreiheit, auf die sich der Gesuchsteller - wie
vorliegend der Beschwerdeführer - vertretbar beruft, grundrechilich
geschützt und der Staat somit in erhöhtem Mass (auch) zu deren pro-
zeduraler Absicherung verpflichtet ist (vgl. in diesem Zusammenhang
BGE 147 I 1 E,3.2 mit Hinweisen; urteir 2c_27212012 vom 9. Juti
2012 E.4.3; Rnrr.ren J. scHwerzen, in: st. Galler Kommentar zur schwei-
zerischen Bundesverfassung, 4. Aufl. 2ozg, N. 20 zu Art. 35 BV).

An einem schutzwürdigen lnteresse am Erhalt einer Feststellungsver-
fügung fehlt es, wenn die lnteressen des Gesuchstellers ebenso gut
durch den (späteren) Erlass einer Gestaltungsverfügung gewahrt wer-
den können. Die Feststellungsverfügung ist gegenüber der Gestal-
tungsverfügung subsidiär (urteil 1c_32712019 vom 1. Dezember 2020
E.10.2, nicht publ. in: BGE 147 t28O; vgt. auch BGE 197 | 199 E.6.s
mit Hinweisen; HANea, a.a.O., N. 20 zu Art. 25 VwVG).

7.

ln einem ersten schritt ist auf das Rechtsbegehren gemäss zitf . 1a
des Gesuchs vom 17. Februar 2Q23 einzugehen.

7.1 Dieses Rechtsbegehren zielt auf die Feststellung des Bestands ei-
nes durch seine "Abwahl" der sAMW-Richilinien begründeten Rechts-
verhältnisses zwischen dem Beschwerdeführer und allen im Kanton
Bern praktizierenden Arztinnen und Arzten ab, welches aus deren -
die generell-abstrakte Berufspflicht gemäss Art. 40 lit. c MedBG kon-
kretisierenden - Verpflichtung bestünde, ihn im Rahmen bestehender
und allfälliger künftiger öffentlich- und privatrechilicher Behandlungs-
verhältnisse nicht nach Massgabe der SAMW-Richilinien medizinisch
zu behandeln (wiewohl der Beschwerdeführer diese unterlassungs-
pflicht eher als Dispensation begreift). Gleichsam das spiegelbitd die-
ser Verpflichtung der Arzteschaft wäre das subjektive Recht des Be-
schwerdeführers, nicht nach Massgabe der besagten Richtlinien medi-
zinisch behandelt zu werden.

7.2 Dass das Feststellungsbegehren des Beschwerdeführers auch
dem Privatrecht unterstehende Rechtsverhältnisse beschlägt, steht
dem Erlass einer Feststellungsverfügung durch das Gesundheitsamt
nicht von vornherein entgegen. Eine Aufsichtsbehörde kann den von
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ihr Beaufsichtigten unter wahrung des Verhärtnismässigkeitsgebots
auch darüber einzelfallbezogene weisungen erteilen, wie sie sich in ei_
ner bestimmten privatrechilichen Rechtsbeziehung zu verhalten ha_
ben, sofern die betreffenden Anordnungen der Konkretisierung öffent_
lich-rechtlicher Vorgaben dienen, an welche die Beaufsichtigten ge_
bunden sind (vgt. BGE 1 96ll 4s7 E.6.2 f.). tn Zusammenhang mit der
Aufsicht über Medizinalpersonen sind als derlei öffenilich-rechiliche
Vorgaben namentlich die in Art. 40 MedBG statuierten Berufspflichten
relevant. Aufgrund der in Art. 40 lit. c MedBG verankerten pflicht der
Arztinnen und Arzte, die Rechte der patientinnen und patienten zu
wahren, können sich Anordnungen der kantonalen Aufsichtsbehörde
(vgl. Art.41 Abs. 2 salz 1 MedBG) nach dem Gesagten auch auf die
Rechtsfolgen einer bestimmten Ausübung des aus Art. 1o Abs.2 BV
und Art. 8 zttl.1 EMRK fliessenden Rechts der patientinnen und pa-
tienten auf selbstbestimmung im privatrechilichen Behandlungsver-
hältnis beziehen (vgl. zur ärzilichen Berufspflicht zur wahrung des
selbstbestimmungsrechts der patientinnen und patienten etwa yves
DoruzRLLnz, Traitd de droit medical, Bd. il, 2021, N.54g3; VrReruR
RuurrscH, Medizinalberufegesetz IMedBG], in: Gesundheitsrecht,
SBVR Bd. vlll/1, 2. Auft. zo2g, N. s43). Arztinnen und Arzte nehmen
im Rahmen privatrechtlicher Behandrungsverhältnisse zwar keine
staatlichen Aufgaben wahr; sie agieren hier aber dennoch von Geset-
zes wegen teilweise grundrechtsgebunden (vgl. in diesem Kontext
Art. 35 BV; zum Gesetzgeber als Adressaten grundrechilicher schutz-
pflichten z.B. Krerurn / Knr-rr.r / wvrreNencn, Grundrechte, o. Aufl. 201g,
s 4 N. 21-26).

7.3 Die von der vorinstanz verneinte Frage, ob der zukünftige sach-
verhalt, auf den sich das Feststellungsbegehren gemäss zrtf .1a des
Gesuchs des Beschwerdeführers vom 17. Februar 2o2B bezieht, hin-
reichend konkretisiert ist (E. 6.3 hiervor), kann offengelassen werden,
da der Beschwerdeführer jedenfalls kein schutzwürdiges lnteresse
(E. 6.4 hiervor) an der beantragten Feststellung hat.

7.3.1 lm urteil 2c_11912024 vom 1. März zo24hatdas Bundesgericht
festgehalten, dass es aufgrund der gesundheiilichen situation des Be-
schwerdeführers naheliegend sei, dass in absehbarer zeil höchstper-
sönliche Entscheidungen über Behandlungsalternativen, den umgang
mit Palliativmedizin und allenfalls in Bezug auf das Lebensende ge-
troffen werden müssen; die entsprechenden Fragen bzw. die damit
einhergehende ungewissheit berührten seine verfassungs- und kon-
ventionsrechtlich geschützte Persönlichkeitsentfaltung (E. 4.3 mit Hin-
weis auf urteil 2c-60812017 vom 24. August 2018 E.6.5.2; urteil des
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EGMR Pretty gegen vereinigtes Königreich vom 29. Aprit 2ooz
[Nr. 2346/02], S 65 ff.; scHwerzen / BouorovANNr, in: st. Galler Kommentar
zur schweizerischen Bundesverfassung, 4. Aufl. 2ozg, N. 54 zu Art. 10
BV). Diese Ausführungen bezogen sich auf den Anspruch des Be-
schwerdeführers auf gerichtlichen Rechtsschutz innerl angemessener
Frist. lm vorliegenden Verfahren stellt sich hingegen die anders gela-
gerte, materiell-rechtliche Frage, ob der Beschwerdeführer mit einer -
auch unter grundrechtlichen Gesichtspunkten - unzumutbaren Unge-
wissheit konfrontiert ist. Diese Frage ist zu verneinen.

7.3.2 Der Beschwerdeführer hat die besagte ungewissheit über den
lnhalt seiner laufenden und künftigen Behandlungsverhältnisse bereits
selber beseitigt, indem er die medizinethischen Richtlinien der sAMW
in Ausübung seines selbstbestimmungsrechts unmissverständlich "ab-
gewählt" hat (in diesem sinn auch E.4.s.4 des angefochtenen urteils).
Damit hat der Beschwerdeführer für sich und die ihn in Gegenwart und
Zukunft behandelnden Medizinalpersonen eine hinreichend klare
rechtliche Ausgangslage geschaffen. Die sAMW-Richilinien stellen
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts ein privates Regelwerk
dar (vgl. urteile 6B-393i2023 vom 13. März 2024 [zur publikation vor-
gesehenl E.3.3.3; 68_64612020 vom 9. Dezember 2021 E. 1.6), das
zwat zur Auslegung von Rechtsnormen beigezogen werden kann
(BGE 148 I 1 E.6.2.2 mit Hinweisen); zugleich und wiederum nach der
Rechtsprechung gehen die Bestimmungen des positiven Rechts aber
vor (BGE 148 I 1 E.6.2.2 mit Hinweis). Zu beachten ist in diesemzu-
sammenhang, dass jeder Heileingriff eine Persönlichkeitsverletzung
darstellt und widerrechtlich ist, wenn keine Einwilligung des (hinrei-
chend aufgeklärten) Patienten vorliegt (vgl. Urteit 68_79012017 vom
7 . März 2018 E. 2.3 mit Hinweisen; grundlegend BGE 117 lb 197 E. 2),
und dass die Missachtung des Selbstbestimmungsrechts des patien-

ten auch dann als schwerer Eingriff in dessen persönliche Freiheit zu
qualifizieren ist, wenn die fragliche ärztliche Handlung in seinem thera-
peutischen lnteresse liegt (BGE 148 I 1 E.6.2.3 mit Hinweisen). Hier-
aus folgt, dass die den Beschwerdeführer behandelnden Medizinalper-
sonen seinen Willen in Bezug auf die Frage, ob und wie ein bestimm-
ter Heileingriff bzw. eine bestimmte medizinische Behandlung vorzu-
nehmen sei, jederzeit respektieren müssen (vgl. auch Art. 4 Abs. 1 der
FMH-Standesordnung: "Jede medizinische Behandlung hat unter Wah-
rung der Menschenwürde und Achtung der Persönlichkeit, des Willens
und der Rechte der Patienten und Patientinnen zu erfolgen"; dazu
BGE148r1E.6.2.2).
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7.3.3 Hinzu kommt, dass sich die Respektierung des willens des Be-
schwerdeführers für den Fall, dass er urteilsunfähig werden sollte,
durch die Errichtung einer patientenverfügung (Art. 370 ff. ZGB) absi-
chern liesse. Durch die patientenverfügung kann eine person für den
Fall ihrer urteilsunfähigkeit festlegen, welchen medizinischen Mass-
nahmen sie zustimmt oder nicht (Art. 370 Abs. 1 zGB). Die patienten-
verfügung ist nach der gesetzgeberischen Konzeption ein lnstrument
zur Durchsetzung des Selbstbestimmungsrechts von patientinnen und
Patienten (vgl. Botschaft zur Anderung des schweizerischen zivilge-
setzbuches IErwachsenenschutz, personenrecht und Kindesrecht],
BBI 2006 7001 ff., 7011 f.). sie eignet sich auch dazu, persönliche
werthaltungen festzulegen (vgl. dazu DonznLLRz, a.a.o., Bd. lll, 2021,
N. 7624 ff.). Die dem Beschwerdeführer offenstehende Möglichkeit,
seine persönlichen Präferenzen in Form einer patientenverfügung fest-
zulegen, ist bei der Beurteilung des schutzwürdigen lnteresses eben-
falls zu berücksichtigen.

7.3.4 Von einer fortdauernden oder gar unzumutbaren ungewissheit
über die Rechtsgültigkeit der seitens des Beschwerdeführers getätig-
ten Abwahlerklärung kann vor dem Hintergrund des Gesagten nicht die
Rede sein. Das Vorliegen eines schutzwürdigen Feststellungs-
interesses ist mit der Vorinslanz zu verneinen.

7.4 Die vorinstanz beging durch ihre Bestätigung des Nichteintretens
auf das Feststellungsbegehren des Beschwerdeführers gemäss
zilt.la seines Gesuchs vom 17. Februar 2023 keine formelre Rechts-
verweigerung. Die Beschwerde ist in diesem punkt abzuweisen.

8.

Fraglich ist weiter, wie das Rechtsbegehren gemäss Zrtf . 1b des Ge-
suchs vom 17. Februar 2023 zu beurteilen ist.

8.1 Laut diesem Begehren soll das Gesundheitsamt dem Beschwerde-
führer bestätigen, dass im Kanton Bern praktizierenden FMH-Mitglie-
dern wegen Nichtbeachtung der medizinethischen Richtlinien der
SAMW keine aufsichtsrechtlichen Massnahmen drohen. Damit zielt der
Beschwerdeführer prima vista auf die autoritative Prüfung einer abs-
trakten Rechtslage ohne Bezug zu einem hinreichend konkretisierten
Sachverhalt ab. Eine solche Bestätigung hätte Rechtssatzcharakter
und kann folglich nicht Gegenstand einer Feststellungs- bzw. einer
feststellenden Allgemeinverfügung sein (E. 6.1 hiervor).
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8.2 sowohl der Beschwerdeführer wie auch die Vorinstanz gehen im-
plizit davon aus, dass das Rechtsbegehren gemäss zrtf .1b des Ge-
suchs vom 17. Februar 2o2g - entgegen seinem wortlaut - so zu in-
terpretieren sei, als beziehe es sich bloss auf die Rechtsfolgen der
Nichtbeachtung der sAMW-Richilinien durch FMH-Mitglieder, die mit
dem Beschwerdeführer in einem Behandlungsverhältnis stehen bzw.
stehen werden (vgl. E. 3.2.2 des angefochtenen urteils). Auch insofern
fehlt es än einem hinreichend konkretisierten (künftigen) sachverhalt:
Die medizinethischen Richilinien der SAMW sind ein weiiläufiges
privates Regelwerk mit diversen Empfehlungen und stellungnahmen
zu verschiedenen Themen, über deren gesundheitsaufsichtsrechliche
Tragweite sich ohne Bezugnahme auf die umstände eines konkreten
Einzelfalls, in welchem die Anordnung von Disziplinarmassnahmen
wegen Verletzung ärztlicher Berufspflichten (vgl. Art. 43 i.V.m. Art. 40
MedBG sowie Art. 1Ta Abs. 1 des Gesundheitsgesetzes des Kantons
Bern vom 2. Dezember 1984 [GesG/BE]) zur Diskussion steht, keine
regelungs- bzw. verfügungsfähige behördliche Aussage machen lässt.

8.3 Unbestritten ist, dass allfällige kunftige (Disziplinar-)Rechtsverhält-
nisse zwischen dem Gesundheitsamt und der den Beschwerdeführer
behandelnden Arzteschaft materiell dem Bundesrecht unterstehen.
wie die Vorinstanz zutreffend erwog, regelt Art. 40 MedBG die Berufs-
pflichten von Personen, die in eigener fachlicher Verantwortung einen
universitären Medizinalberuf ausüben, abschliessend, wobei die in
Art. 18 der standesordnung der FMH für anwendbar erklärten sAMW-
Richtlinien für alle FMH-Mitglieder verbindlich seien und ihnen darüber
hinaus im Kontext der Anwendung von Art. 40 MedBG generell die
Funktion einer Auslegungshilfe zukommen könne (vgl. E. 2.s und 4.5.4
des angefochtenen urteils mit Hinweisen auf Lehre und praxis sowie
die bundesrätliche Botschaft zum MedBG; vgl. auch BGE 1421 1gs
E.3.1; Urteil 2C_78212017 vom 27.März 2018 E.2.3; RuverscH,
a.a.o., N. 482 ff.). Angesichts dieses intrikaten Zusammenspiels zwi-
schen gesetzlicher ordnung und Standesregeln ist eine Feststellung
konkreter Rechte und/oder Pflichten der Arzteschaft in Zusammen-
hang mit sämtlichen medizinischen Behandlungen, die der Beschwer-
deführer derzeit benötigt und in Zukunft benötigen könnte, nicht vor-
stellbar.

sodann beschlägt das diesbezügliche Begehren des Beschwerdefüh-
rers - zumal von fachlich eigenverantwortlich tätigen Arztinnen und
Arzten begangene Berufspflichtverletzungen ausschliesstich gestützt
auf Art. 43 i.V.m. Art. 40 MedBG aufsichtsrechtlich sanktioniert werden
können (eine Disziplinarordnung für der fachlichen Aufsicht unterste-
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hende Arztinnen und Arzte kennt der Kanton Bern nicht; vgl. zur Kom-
petenzordnung urteil 2c_29612020 vom 2g. August 2020 E. 3.3.2;
DoruzRLuz, a.a.o., Bd. ll, 2021, N. s7g0) - lediglich den Meinungsbil-
dungsprozess der Aufsichtsbehörde in allfälligen künftigen, seine me-
dizinische Behandlung betreffenden Disziplinarverfahren, was von
vornherein nicht Gegenstand einer (materiellen) Verfügung sein kann.
Das seitens des Beschwerdeführers Anbegehrte liefe letztlich auf die
Abgabe eines Versprechens der Aufsichtsbehörde hinaus, anlässlich
einer dereinst möglicherweise erfolgenden Ergreifung aufsichtsrechili-
cher Massnahmen gegenüber bestimmten Arztinnen und Arzten - im
sinne eines "Berücksichtigungsverbots" - gewisse überlegungen nicht
anzustellen. Dazu, welche Begründungselemente sie im Hinblick auf
einen in Zukunft allenfalls zu fällenden Entscheid heranziehen könnte,
kann sich eine Behörde in der Form einer unverbindlichen Auskunft
äussern; einer materiellen Verfügung zugänglich ist eine solche Mittei-
lung jedoch nicht (vgt. urteit 2c_117612013 vom 17. Aprit 2015
E. 1.2.2, nicht publ. in: BGE 144lr1 283; zur unterscheidung zwischen
Feststellungsverfügung und behördlicher Auskunft wrern-
Dünrrn / Kulrz-Norren, in: Kommentar zum Bundesgesetz über das Ver-
waltungsverfahren, 2. Aufl. 2019, N. 5 zu Art. 25 VwVG mit Hinweis
u.a. auf BGE 130 V 388 E. 2.5).

8.4 Als Zwischenergebnis ist festzuhalten, dass die Vorinstanz einen
Anspruch auf Erlass einer Feststellungsverfügung zu Recht verneinte,
Damit ist die Beschwerde in diesem Punkt aber noch nicht abzuwei-
sen. Denn auch ohne verfügungsfähigen Regelungsgegenstand be-
steht unter Umständen ein Anspruch auf Erlass einer Verfügung.

8.4.1 Macht der Gesuchsteller: plausibel geltend, dass ihn eine staaili-
che Handlung oder Unterlassung ohne Verfügungscharakter in seinen
Rechten verletzt oder ihn bei der Erfüllung von Pflichten in unzu-
lässiger Weise beeinträchtigt, muss er über diese Handlung oder Un-
terlassung - sofern sie nach der einschlägigen Verfahrensordnung
nicht ausnahmsweise direkt anfechtbar ist - eine Verfügung verlangen
können. Dieser aus Art. 29a BV fliessende Anspruch auf Erlass einer
Verfügung über behördliche Realakte wird im Verfahrensrecht des
Bundes in Art. 25a VwVG sowie in zahlreichen kantonalen Verfahrens-
gesetzen in Anlehnung an die bundesrechtliche Regelung konkretisiert
(vgl. zum Ganzen BeRruHnRo WRLolrnNN, Anspruch auf den Erlass einer
Verfügung, in: Brennpunkt "Verfügung", 2022, S. 71, 77 ft.). Existiert
in einem Kanton keine entsprechende Norm, kann dieser Anspruch ge-
gebenenfalls auch im Rahmen eines (atypischen) Feststellungsverfah-
rens eingelöst werden (in diesem Sinn mit Blick auf Art. 13 EMRK be-
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reits BGE 121 187 E. 1b). ln jedem Fall vorausgesetzt ist ein schutz-
würdiges lnteresse am Erhalt der anbegehrten Verfügung (vgl. Art. 25
Abs. 2 und Art. 25a Abs. 1 vwVG; vgt. ferner Art. s0 Abs. 2 vRPG/BE).

Neben einem schutzwürdigen lnteresse setzt der Erhalt einer Verfü-
gung über einen Verwaltungsrealakt nach der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung zu Art. 29a BV (und Art. 25a VwVG) eine hinlänglich
intensive Betroffenheit in schützenswerten individuellen Rechtspositio-
nen voraus (vgl. BGE 143 I 036 E.4.1f.; 140 il 31S E.4.gf.). Eine
schützenswerte Rechtsposition kann sich aus dem Verfassungs-, Ge-
setzes- oder Verordnungsrecht in allen Rechtsbereichen ergeben
(BGE 143 I 336 E.4.3 mit Hinweisen) und besteht jedenfails dann,
wenn in vertretbarer weise geltend gemacht wird, es bestehe ein An-
spruch auf ein bestimmtes staatliches Handeln oder unterlassen, der
durch den strittigen Realaktverletztwerde (BGE 149 lg36 E.4.3.1 mit
Hinweisen). Des weiteren müssen sowohl die schützenswerte Rechts-
position wie auch das schutzwürdige lnteresse derjenigen person zu-
kommen, welche um Rechtsschutz nachsucht; es muss sich mithin um
eigene Rechtspositionen bzw. lnteressen handeln (vgl. BGE 1 461 145
E.4.1; Urteil 2C_12212009 vom 22. September 2009 E. 3). Dieses Er-
fordernis korrespondiert mit der allgemeinen Rechtsschutzvorausset-
zung der besonderen Betroffenheit durch den strittigen Akt (vgl. etwa
Arl. 12 Abs. 1 VRPG/BE und Art. 48 Abs. 1 lit. b VwVG): Zwecks Aus-
schlusses des Popularrechtsschutzes muss der Gesuchsteller von die-
sem besonders, d.h. stärker als jedermann, betroffen sein; seine Be-
troffenheit muss sich von derjenigen der Allgemeinheit abheben
(BGE 147 1280 E.6.2.1 mit Hinweis).

8.4.2 Aufsichtsrechtliche Disziplinarverfahren dienen dem öffentlichen
lnteresse an der korrekten Berufsausübung durch die Beaufsichtigten
und nicht der Verwirklichung individueller Bedürfnisse (vgl. Urteil
2C_98512021 vom 16. November 2022 E.4.7 mit Hinweis; vgl. auch
BGE 14211 451 E.3.4.3). An der Beschreitung des Rechtswegs gegen

aufsichtsbehördliche Verfügungen und Realakte können demgemäss
grundsätzlich nur der Aufsicht unterstehende und von einer Massnah-
me direkt adressierte Rechtssubjekte ein schutzwürdiges lnteresse ha-
ben. Durch die von ihm als rechtswidrig empfundene potentielle Be-
rücksichtigung der SAMW-Richtlinien durch das Gesundheitsamt im

Rahmen der allfälligen (gestützt auf Art. 43 MedBG erfolgenden) künf-

tigen Ergreifung von Disziplinarmassnahmen gegenüber Medizinalper-
sonen, die den Beschwerdeführer behandelt haben, ist dieser weder in
einer eigenen schützenswerten Rechtsposition berührt noch hat er ein
schutzwürdiges lnteresse daran, eine Berücksichtigung der besagten
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Richtlinien zu verhindern. Es mag zutreffen, dass die unsicherheit hin_
sichtlich der genauen rechilichen Tragweite der sAMW-Richilinien da-
zu führen kann, dass sich Arztinnen und Arzte dem Risiko staailicher
sanktionierung wegen Verletzung ihrer Berufspflichten ausgesetzt
sehen, wenn sie sich nicht richtlinienkonform verhalten. Durch diese
Problematik unmittelbar betroffen ist aber nur das Verhältnis zwischen
Aufsichtsbehörde und Arzteschaft; den Beschwerdeführer tangiert sie
bloss indirekt und klar nicht mit der erforderlichen lntensität. zudem
hat der Beschwerdeführer bereits Vorkehrungen getroffen, um die be-
sagte unsicherheit in Bezug auf an seiner person vorzunehmende me-
dizinische Behandlungen zu beseitigen (E. 7.3 hiervor).

8.4.3 Der Beschwerdeführer begründet seine vor Bundesgericht vor-
getragenen Begehren auch damit, dass ihm daran gelegen sei, den
Arztinnen und Arzten, die ihn jetzt und in Zukunft behandeln (werden)
und Mitglieder der FMH sind, die Angst vor ',illegitimen vereinsrechili-
chen sanktionen" zu nehmen. Er spricht damit die von der Vorinstanz
erläuterte situation an, dass die als Verein im sinn der Art. 60 ff. zGB
konstituierte FMH von ihren Mitgliedern zu verantwortende Verstösse
gegen die FMH-standesordnung, zu welcher auch die medizinethi-
schen Richtlinien der sAMW gehören, vereinsintern sanktionieren
kann (vgl. E.2.2 des angefochtenen urteils mit Hinweisen). Dieser aus
Sicht des Beschwerdeführers unbefriedigenden situation ist nach den
überzeugenden Darlegungen der vorinstanz (vgl. E. 9.2.1 f. des ange-
fochtenen Urteils) mit einer Feststellungsverfügung der Aufsichtsbe-
hörde jedoch nicht beizukommen. Mangels ausdrücklicher gesetzlicher
Ermächtigung ist es ihr verwehrt, unmittelbar in das Zivilrechtsverhält-
nis zwischen der FMH und ihren Mitgliedern einzugreifen (vgl.
BGE 13611 457 E. 6.3 mit Hinweis). Ein sorcher Eingriff wäre zwar
unter umständen auch ohne ausdrückliche gesetzliche Ermächti-
gungsnorm zulässig, wenn den FMH-Mitgliedern gegenüber der FMH
gewisse öffentlich-rechtliche Rechte zustünden, über deren wahrung
die Aufsichtsbehörde zu wachen hätte. Entgegen der Einschätzung
des Beschwerdeführers ist dies indessen nicht der Fail: Die FMH ist
als solche nicht Adressatin der in Art. 41 MedBG verankerten
Berufspf lichten.

8.5 Durch ihre Bestätigung des Nichteintretens auf das Begehren des
Beschwerdeführers gemäss Zfi.1b seines Gesuchs vom 17. Februar
2023 hal die Vorinstanz demnach keine formelle Rechtsverweigerung
begangen. Die Beschwerde erweist sich auch in diesem punkt als un-
begründet.
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9.

Nach dem Gesagten ist die Beschwerde abzuweisen. Bei diesem ver-
fahrensausgang ist der Beschwerdeführer unterliegend und daher
grundsätzlich dazu verpflichtet, die Gerichtskosten zu tragen (vgl.
Art. 66 Abs. 1 Satz 1 BGG). Gemäss Art. 66 Abs. 1 Satz 2 BGG kann
das Bundesgericht auf die Erhebung von Gerichtskosten verzichten,
wenn die Umstände es rechtfertigen.

Der Beschwerdeführer beantragt, es sei auf die Erhebung von Ge-
richtskosten zu verzichten, da in der vorliegenden Angelegenheit er-
heblicher Klärungsbedarf mit wirkung über das vorliegende Verfahren
hinaus bestehe. Dies rechtfertigt für sich allein genommen jedoch noch
keinen Verzicht auf die Erhebung von Gerichtskosten (vgl. Urteil
9C-13212021 vom 15. September 2021 E.7, nicht publ. in:
BGE 147 V 423). Weitere Gründe, die einen Verzicht auf die Erhebung
von Gerichtskosten als angezeigt erscheinen lassen, sind nicht er-
kennbar. Der Beschwerdeführer wird die Gerichtskosten folglich zu lra-
gen haben. Parteientschädigungen sind keine geschuldet (Art. 68
Abs.3 BGG).

Seite 17



Demnach erkennt das Bundesgericht:

1.

Die Beschwerde wird abgewiesen

2.

Die Gerichtskosten von Fr. 2'000.-- werden dem Beschwerdeführer
auferlegt.

3.

Dieses urteil wird den Verfahrensbeteiligten und dem Verwaltungsge-
richt des Kantons Bern, Verwaltungsrechtliche Abteilung, mitgeteilt.

Lausanne, 27.Mai2024

lm Namen der ll. öffentlich-rechtlichen Abteilung
des Schweizerischen Bundesgerichts

Die Präsidentin Der Gerichtsschreiber

r 4 ,4/,
r. nundt e

l^j^
irardin M. Kaufmann
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